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38 Volkstag und Senat haben nachſtehendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
5 Geſetz I 
üder Anderung von Geldbeträgen in der Sozialverſicherung. Vom 31. 1. 23. 
| 9 1. | 
Der Senat ift ermächtigt, im Falle des Bedarfs 
I. die Grenze für die Verſicherungspflicht nach dem Verſicherungsgeſetz für Angeſtellte vom 
20. Dezember 1911 Geichsgeſetzbl. S. 989), N 
II. die Grenzen für die Verſicherungspflicht und Berechtigung und die Höchſtgrenze für den Grund⸗ 
lohn in der Krankenverſicherung, 8 
III. die Geldbeträge in der Wochenhilfe und Wochenfürſorge, 
IV. die Geldbeträge im Sinne des Geſetzes über Anderung von Geldbeträgen in der Unfallverficherung 
und die Jahresarbeitsverdienſte im Sinne des Geſetzes über Zulagen in der Unfallverſicherung, 
V. das Maß der Unterſtützung im Sinne der Geſetze über Notſtandsmaßnahmen zur Unterſtützung 
von Rentenempfängern der Invaliden- und Angeſtelltenverſicherung 
zu ändern und die erforderlichen Übergangsvorſchriften zu erlaſſen. 
§ 2. 

Die auf Grund des § 1 dieſes Geſetzes erlaſſenen Verordnungen find dem Ausſchuß für ſoziale 

Angelegenheiten des Volkstages unverzüglich zur Kenntnisnahme vorzulegen. 
§ 3. 

Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 

Mit demſelben Zeitpunkt tritt Artikel VI des Geſetzes über vorläufige Umgeſtaltung der Angeſtellten⸗ 
verſicherung vom 7. Juli 1922 (Geſetzbl. S. 244) und das Geſetz über Anderung von Geldbeträgen in der 
Sozialverſicherung vom 5. Oktober 1922 (Geſetzbl. S. 451) außer Kraft. 

Danzig, den 31. Januar 1923. 


. Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
. Sahm. Dr. Schwartz. 


39 Verordnung 
zur Anderung der geſetzlichen Jernſprechgebühren. Vom * 2 


Auf Grund des Geſetzes vom 16. Dezember 1921 (Geſetzbl. S. 320), betreffend Anderung der 
Poſt⸗, Poſtſcheck⸗, Telegraphen⸗ und Fernſprechgebühren wird nachſtehende Verordnung erlaſſen. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 21. 2. 1923). 
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Die Gebührenbeſtimmungen der 88 3, 4 und 8 des Fernjprechgebührengefeges vom 17. September 1921 
(Geſetzbl. S. 133 ff.) nebſt der dieſes Geſetz ergänzenden Verordnung vom 28. Dezember 1921 (Geſetzbl. 
S. 323) werden wie folgt geändert: 

1. Die im 3 3 beſtimmten Gebührenſätze werden um 14900 v. H. erhöht. 

2. Die Ortsgeſprächsgebühren (§ 4) betragen 50 Mark für jedes Geſpräch. Ein Mindeſtbetrag 
an Ortsgeſprächsgebühren für jeden Hauptanſchluß wird nicht erhoben. 

3. Die Ferngeſprächsgebühren (§ 8) betragen für ein von einer Teilnehmerſtelle ausgehendes 
Geſpräch von nicht mehr als 3 Minuten Dauer bei einer Entfernung 
bis 5 Kilometer einſchließlich 0,65 Mark, 


von mehr als 5 „ 15 = > . 

5 7 „ " 15 ” 25 „ * 3,.— Te 

bi 8 ng = 5 20 „ „ Des 
2 


Be: „ 50 „100 7.— 
Bee > Zu den vorftehenden Gebühren 8 8 wird ein Teuerungszuſchlag von 11 900 v. H. erhoben mit 
der Maßgabe, daß der erſte Ferugeſprächsgebührenſatz (bis zu 5 km) 50 Mark und der zweite Ferngeſprächs⸗ 
gebührenſatz (mehr als 5 bis 15 km) 150 Mark beträgt. 


4. Dieſe Verordnung tritt mit dem 15. Februar 1923 in Kraft. Soweit vierteljährlich im voraus 
fällige laufende Gebühren erhöht werden, gilt für die beſtehenden Anlagen die Erhöhung erſt vom 1. März ab. 
nu tritt die Verordnung zur Anderung der geſetzlichen Fernſprechgebühren vom 9. Dezember 1922 
(Geſetzbl. S. 552) außer Kraft. 


5. Jeder Fernſprechteilnehmer iſt berechtigt, ſeinen Anſchluß bis zum 14. Februar 1923 auf den 
15. Februar 1923 bezw. bis zum 26 Februar 1923 auf den 28. Februar 1923 zu kündigen. 


Danzig, den 7. Februar 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Förster. 


60 Verordnung 
zur Anderung der geſetzlichen Telegraphengebühren. Vom 7. 2. 23. 
Auf Grund des Geſetzes vom 16. Dezember 1921 (Geſetzbl. S. 320) betreffend Anderung der 
Poſt-, Poſtſcheck⸗, Telegraphen⸗ und Fernſprechgebühren wird nachſtehende Verordnung erlaſſen: 
8 1. 
Der § 1 der Verordnung zur Anderung der geſetzlichen Telegraphengebühren vom 9. Dezember 1922 
(Geſetzbl. S. 552) wird unter 1. Telegramme wie folgt geändert. 
1. Telegramme. 
5 Fur das gewöhnliche Telegramm auf alle Entfernungen werden erhoben: 
3 a) eine Grundgebühr von 80 Mark und 
i b) eine Wortgebühr von 30 Mark für jedes Wort, 
bei Ortstelegrammen (Telegramme an Empfänger im Orts- oder Landbeſtellbezirk der N 
und bei Preſſetelegrammen die Hälfte dieſer Gebühren. ; 
82. 
Dieſe Verordnung tritt am 15. Februar 1923 in Kraft. 
Danzig, den 7. Februar 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Förster. 
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81 Verordnung 
zur Anderung der geſetzlichen Poſtgebühren. Vom 7. 2. 1923. 

Auf Grund des § 1 des Geſetzes vom 16. Dezember 1921 betreffend Anderung der Poſt⸗ Poſt⸗ 
ſcheck⸗, Telegraphen⸗ und Fernſprechgebühren (Geſetzblatt S. 320) werden die in den 89 1—4 des Geſetzes 
über Poſtgebühren vom 30. April 1921 (Geſetzblatt S. 43 ff.) aufgeführten Gebühren wie folgt feſtgeſetzt: 

1. Briefſendungen (§ 1 des Geſetzes). 

J. für die Poſtkarte im Fernverkehr auf 25 Mark; 


2. für den Brief im Fernverkehr bis 20 Gramm aun... 50 Mark, 
über 20 „ 100 „ 8 EN NER SE 60 
F170 ² — 8 0.25% 
JJ BR 100 „ 


3. die Druckſachenkarte iſt ſeit dem 1. Juli 1922 als beſonderer Verſendungsgegenſtand weggefallen; 
die Karte unterliegt der Gebühr für Druckſachen bis 25 Gramm; 


4. für die Druckſache bis 25 Gramm aun t 10 Mark, 
JJ Se re 0 
J)) ee BEE 8 
CFC ͤ ˙—ꝛ—A— en RR e Be 
RE a Fe de 70 
„ 500 Gramm bis 1 Kilogramm aun oo oo a 

„1 Kilogramm bis 2 Kilogramm (nur für einzeln verſandte ungeteilte 
Druckbände) aun f CCT 180 

5. für Anſichtskarten, auf deren Vorderſeite Grüße oder ähnliche Höflichkeitsformeln 
mit höchſtens fünf Worten niedergeſchrieben find, auf 1075,75 
6. für das Geſchäftspapier bis 250 Gramm auf 593 
7 0 
„ 500 Gramm bis 1 Kilogramm auf 5 9 
7. für die Warenprobe bis 250 Gramm aunmtsnn 58 
ee Eee e 

8. für die aus zuſammengepackten Druckſachen, Geſchäftspapieren und Warenproben 
beſtehende Miſchſendung bis 250 Gramm aut EEE 
ER 0 ee 8 0 
„ 500 Gramm bis 1 Kilogramm auff 5 

9. für das Päckchen bis 1 Kilogramm aun 120 


Die Sendungen ſind vollſtändig frei umachen. Iſt dies nicht geſchehen, ſo wird für nicht⸗ oder 
unzureichend freigemachte Poſtkarten und Briefe das Doppelte des Fehlbetrags, mindeſtens aber ein Betrag 
von 5 M, für nichtfreigemachte gebührenpflichtige Dienſtpoſtkarten und Dienſtbriefe, wenn ſie als ſolche durch 
eine von der Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung fiftzuftellende Bezeichnung erkennbar gemacht ſind, die einfache 
Gebühr nebſt einem Zuſchlag von 5 M nacherhoben. 

Nichtfreigemachte Druckſachen, Geſchäftspapiere, Warenproben und Miſchſendungen werden nicht 
befördert. Für unzureichend freigemachte Sendungen dieſer Art wird das Doppelte des Fehlbetrags, mindeſtens 
aber ein Betrag von 5 M nacherhoben. : 

Die nachzuerhebenden Beträge werden auf eine durch 5 teilbare Markſumme nach oben abgerundet. 

Nicht⸗ oder unzureichend freigemachte Päckchen werden nicht befördert. 


II. Pakete (5 2 des Geſetzes). 
rate ME I ²?õ5»ẽ:d‚. , , ,,, 150 Mark, 
über 3 „ 5 1 TTT . 
5 = 6 „ ana ee 0 der 500 „ 
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er A ER > 7 92 TTT 5 
2 — „ \ 5 
: 184 
Aber, Kine en , en ee ua 350 Mart, 
171717 ĩ a >00, 
a ae e ST re ee re 2 Sr 480 „ 
b JJC V 800 
„ een ee TR 600 „ 
5 11 VBESPE Cc ee ee „ 
„ JFC ˙ „ 
3 JJ ĩ ͤ A 90 „ 
. 777 10% „ 
IB 22; ei 1 TE 1100 SE; 
BE ee ee 86 1200 „ 
5 2 ED ee 1300 „ 
. JJ „ „ 
3 Be ee C 150 „ 
fare e — T...... ET PEEEREEREE 3 


III. Wertſendungen (8 3 des Geſetzes) 
die Verſicherungsgebühr i 
J. für Wertbriefe und verfiegelte Wertpakete bei einer Wertangabe 
a) bis 5000 Mark auf 40 Mark, 
b) über 5000 Mark bis 10000 Mark anf 80 Mark, 
c) über 10000 Mark für je 10000 Mark oder einen Teil davon auf 80 Mark; 
2. für unverſiegelte Wertpakete bis zu einer von der Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung feſtzuſetzen den 
Wertgrenze anf die Hälfte der vorſtehend unter 1 angegebenen Sätze. 


IV. Poſtauweiſungen (8 4 des Geſetzes) 


für Poſtanweiſungen bis 1000 Mark au.. 60 Mark, 
= Mer I000 SED EN a ERS, 0. 
IF 1 a EEE BO; 
JJ!!! ee 2 
„ e rn 20 „ 
311 8 300 „„ 
„ 40000 „ 50000 „ FFC; ale ee ER 2002.42; 
RE RER TER 450 


Dieſe Verordnung tritt mit dem 15. Februar 1923 in Kraft. Gleichzeitig erliſcht die Verordnung 
zur Anderung der geſetzlichen Poſtgebühren vom 9. Dezember 1922 (Geſetzblatt Seite 550 ff.) mit Ausnahme 


Danzig, den 7. Februar 1923. 


si 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Förster. 


Schriftleitung: Buro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schrolh in Danzig. 
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